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Die wichtigsten Fragen und Entscheidungen zum Schornstein-
fegerhandwerk werden im Bund-Länder-Ausschuss für das 
Schornsteinfegerwesen (BLA) geklärt. Dieser Ausschuss wird 
in regelmäßigen Abständen vom Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) einberufen. Das BMWK ist in 
vielen Bereichen für unser Handwerk zuständig. Nicht nur un-
ser Schornsteinfeger-Handwerksgesetz (SchfHwG) wurde in 
diesem Ministerium erarbeitet, sondern auch die Bundeskehr- 
und Überprüfungsordnung. Zudem wenden sich regelmäßig 
auch Bürgerinnen und Bürger an das BMWK, wenn beispiels-
weise Fragen zum Schornsteinfegerwesen aufkommen oder 
wenn Beschwerden gegen bevollmächtigte Bezirksschorn-
steinfeger vorliegen. Zu dem Bund-Länder-Ausschuss Schorn-
steinfegerwesen (BLA) werden vom BMWK die für unser 
Handwerk zuständigen Personen der einzelnen Landesminis-
terien eingeladen. Da die Bundesländer in ihrer Verwaltung 
unterschiedlich organisiert sind, kommen Vertreterinnen und 
Vertreter aus verschiedenen Ministerien im Bund-Länder-Aus-
schuss Schornsteinfegerwesen zusammen. In Bayern bei-
spielsweise ist das Bayerische Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration für das Kaminkehrerhandwerk zu-
ständig. In Nordrhein-Westfalen ist es das Ministerium für 
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie. Was je-
doch den Personenkreis im Bund-Länder-Ausschuss vereint, 
ist die Tatsache, dass allesamt sich mit dem Schornsteinfeger-
handwerk beschäftigen. Der Bund-Länder-Ausschuss dient 
sowohl als Plattform des Erfahrungsaustausches als auch da-
für, wichtige Entscheidungen für unser Handwerk zu treffen 
oder Auslegungsfragen zum Schornsteinfeger-Handwerksge-
setz (SchfHwG) oder zur Bundeskehr- und Überprüfungsord-
nung (KÜO) zu klären. Neben den Behördenvertretern werden 
auch Vertreter der Verbände im Schornsteinfegerhandwerk 
zum Bund-Länder-Ausschuss Schornsteinfegerwesen eingela-
den. Neben Daniel Fürst (1. Vorsitzender ZDS) und Dr. Julian 
Schwark (Vorstand Technik/Bildung ZDS) haben an diesem 
Bund-Länder-Ausschuss die Vertreter des Bundesverbands 
des Schornsteinfegerhandwerks – Zentralinnungsverband 
(ZIV) – Oswald Wilhelm (Präsident ZIV), Andreas Peeters (Vize-
präsident ZIV) und Torsten Arndt (Hauptgeschäftsführer ZIV) 
an dem Termin teilgenommen. Weil es nicht anders möglich 
war, fand der Termin in einer fast sechsstündigen Sitzung in 
digitaler Form statt.  

Die Tagesordnung des Ausschusses war sehr umfangreich 
und hat damit begonnen, dass die Behördenvertreter aus 
Nordrhein-Westfalen einen aktuellen Bericht zur Umsetzung 
der Digitalisierung im Schornsteinfegerhandwerk gehalten 
haben. Das Ziel aller Landesbehörden ist es, die Kommunika-
tion zwischen Behörde, bevollmächtigten Bezirksschornstein-
fegern und dem Bürger zu digitalisieren. Dazu gehören bei-
spielsweise die Bewerbung auf einen Kehrbezirk, der Verwal-
tungsakt der Bestellung auf einen Bezirk, die Aufhebung der 
Bestellung und die Übertragung des Kehrbuchs an die Behör-

den. Damit nicht jedes Bundesland die gleichen Prozesse zur 
Umsetzung der Digitalisierung anstoßen muss, haben sich 
die Ländervertreter im BLA darauf geeinigt, dass sich das Mi-
nisterium in Nordrhein-Westfalen um die Umsetzung der Di-
gitalisierungsprozesse federführend kümmert. Hierbei geht 
es in erster Linie darum, nach welchen Grundlagen die digita-
len Prozesse abgebildet werden können. Im Ausschuss wurde 
darüber beraten, ob es sich bei den beschriebenen Prozessen 
zwischen Behörde und Schornsteinfeger um Prozesse nach 
dem Verzeichnis des Leistungskataloges (LeiKa) handelt, also 
der um digitalen Kommunikation zwischen Behörden unter-
einander, oder ob die Grundlage das Online-Zugangsgesetz 
(OZG) ist, also das die digitalen Kommunikation zwischen Be-
hörde und Bürger regelt. Diese Frage konnte nicht abschlie-
ßend geklärt werden, da in den einzelnen Bundesländern je-
weils unterschiedliche Verwaltungsstrukturen vorhanden 
sind. Bis zur nächsten Sitzung muss es in den Ländern eine 
Rückkopplung mit den anderen beteiligten Landesministerien 
geben, damit die Prozessabläufe, rechtlichen Grundlagen und 
Verwaltungsanwendungen definiert sind und dann hoffent-
lich viele der offenen Fragen beantwortet werden können. 
Der Prozess der Digitalisierung soll mit allen Bundesländern 
weiter umgesetzt werden. Bei der Übertragung der Kehr-
buchdaten an eine Behörde, beispielsweise für den Fall einer 
Kehrbezirksüberprüfung oder den Fall der Datensicherung, 
sollte ein Bezirk aufgelöst oder fremdverwaltet werden, gibt 
es noch keine Fortschritte. Zwar ist in manchen Verwaltungs-
softwareprogrammen der Hersteller eine Schnittstelle zu den 
Behörden vorgesehen. Jedoch gibt es aufseiten der Behörden 
noch keine Software, welche die Datenausgabe aus der Ver-
waltungssoftware auslesen kann. Ein Vorankommen in die-
sem Bereich soll zeitnah in einem separaten Termin zwischen 
ZDS, ZIV und dem federführenden Wirtschaftsministerium in 
Nordrhein-Westfalen gesondert diskutiert werden. Vor allem 
die unteren Verwaltungsbehörden haben großes Interesse 
daran, die Kehrbuchübertragung an die Behörden zu digitali-
sieren. Als ZDS ist es uns ein Anliegen, dass aufgrund der 
übermittelten Kehrbuchdaten an die Behörden die kommu-
nalen Institutionen oder Energieversorger keine personenbe-
zogenen Daten auslesen können oder gar aufgrund der Da-
tenlage entscheiden können, an welchen Stellen eine Fern-
wärmeversorgung für Stadtwerke besonders lukrativ sein 
könnte. Das gilt es im Dialog mit dem BMWK und den Lan-
desministerien in demfür den Digitalisierungsprozess auszu-
schließen.  

Als ZDS haben wir die Möglichkeit, eigene Tagesordnungs-
punkte auf die Tagesordnung des Bund-Länder-Ausschusses 
zu setzen. Derzeit beschäftigt uns maßgeblich die Entwicklung 
im Bereich Fachkräfte. Daher haben wir nicht nur den Tages-
ordnungspunkt „Fachkräftemangel/Nachwuchs“ setzen las-
sen. Wir haben zudem eine bundesweite Abfrage zum Fach-
kräftemangel gemacht. Wir wollten von den Ministerien wis-
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hoc ein Drittel mehr Fachkräfte für unseren Beruf ausbilden 
können, um diese Situation zu ändern. Zumal wir immer be-
denken müssen, dass die Ausbildung für Schornsteinfeger-
meister, welche die Bezirke dann auch besetzen können, deut-
lich länger dauert als die Ausbildung von Schornsteinfegerge-
sellen. Im Schnitt bewirbt sich ein Schornsteinfeger erst acht 
Jahre nach Beginn seiner Ausbildung. Den Vertretern der Ver-
bände im Schornsteinfegerhandwerk ist die Situation be-
wusst, zumindest den Arbeitnehmervertretern des ZDS und 
denjenigen, die im Bund-Länder-Ausschuss anwesend waren. 
Auch den Ministeriumsvertretern war bereits vor dem Treffen 
des Bund-Länder- Ausschusses klar, dass es ein Nachwuchs-
problem in unserem Handwerk gibt. Nun haben wir die Zahlen 
schwarz auf weiß. Zu der besonderen Thematik möchte das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
eine Sondersitzung einberufen. Im Grunde muss die Frage ge-
klärt werden, wie mit den Bezirken umgegangen werden 
muss, die in den kommenden 12 Jahren und darüber hinaus 
nicht besetzt werden können. Eine grundlegende Reform un-
seres Schornsteinfegersystems darf es nach Ansicht der ZDS 
nicht geben. Zumindest an dem System der Bezirksstrukturen 
muss unserer Auffassung nach weiterhin festgehalten wer-
den. Daher haben wir im vergangenen Jahr ein Eckpunktepa-
pier als Diskussionsgrundlage an den Zentralinnungsverband 
gesendet. In diesem haben wir beschrieben, nach welchen Kri-
terien unserer Meinung nach Bezirke aufgelöst werden kön-
nen, sofern es keine Bewerber dafür gibt. Dabei muss die per-
sönliche Leistungsfähigkeit des bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegers genauso berücksichtigt werden wie die Fra-
ge, ob die Zeiträume für die Intervalle der Feuerstättenschau 
so belassen werden können, wie sie derzeit sind, oder ob es im 
Bereich der Intervalle ebenfalls einer Änderung bedarf. Das 
Eckpunktepapier – oder auch Einteilungsrichtlinie – ist derzeit 
noch in der Abstimmung zwischen den Verbänden. Sobald 
sich erste Ergebnisse abzeichnen, können wir diese mit den 
Ministerien besprechen und diskutieren. Bis dahin ist es aber 
noch ein langer Weg.  

Im Bere ch der Bundeskehr- und Überprüfungsordnung wurden 
Fälle aus der Praxis diskut ert. Die Auslegung des § 1 Abs. 5a der 
KÜO, vor allem bei einem negativen Bescheid, musste erörtert 
werden. Die Ablehnung zur Reduz erung der Kehrhäufigkeit bei 
diesen Anlagen hat nach Ansicht des BLA schriftl ch zu erfolgen. 
Jedoch können dafür keine gesonderten Gebühren erhoben 
werden. Auch die Auslegung, wie mit Badetonnen, Badefässern 
und Fasssaunen umgegangen werden muss, wurde erörtert. 
Dabei wurde auf die bestehenden Bauordnungen der Länder 
hingew esen. Grundsätzlich muss dabei unterschieden werden, 
ob die Fasssaunen fest installiert sind oder als beweglich gelten 
und ob es sich bei Badefässern im Sinne des Baurechts um Ge-
bäude handelt (also ein Dach und Wände vorhanden sind) oder 
nicht. 

Der Austausch zu Besonderheiten in der Praxis ist vielfältig 
und nimmt im Bund-Länder-Ausschuss viel Platz für Diskus-
sionen ein. Auch wie die Behörden verfahren sollen, wenn es 
Behinderungen eines „freien Schornsteinfegers“ gegenüber 
dem bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger gibt, stand 
zur Diskussion. In so einem Fall gibt es nach Ansicht des BLA 
keine Musterlösung. Im Zweifel müsse eine vorsätzliche Schi-
kane, die von einem der beiden verursacht wird, zivilrechtlich 
geklärt werden, so der Ausschuss. Auch Beschwerden von 
Bürgerinnen und Bürgern werden im BLA behandelt, ganz ak-
tuell die Frage, ob ein Mieter oder Eigentümer einen bevoll-
mächtigten Bezirksschornsteinfeger für die Ausübung hoheit-
licher Tätigkeiten ins Gebäude lassen muss, wenn dieser un-
geimpft ist. Auch diese Fragestellung ist nicht ohne Weiteres 
zu beantworten. Der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
ger hat gegenüber dem Bürger keine Auskunftspflicht über 
seinen Impfstatus. Jedoch muss die 3G-Regel (geimpft, gene-
sen oder aktuell getestet) in jedem Fall eingehalten sein. Das 
gilt auch für den bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 
bei der Ausübung hoheitlicher Tätigkeiten. Im Zweifel kann 
das Gesundheitsamt oder die Aufsichtsbehörde den Impf- 
oder Genesenstatus bzw. die Aufzeichnungen der Tests ab-
fragen und dem Bürger versichern, dass der 3G-Status beim 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger eigehalten wurde.  

Eine weitere Frage, die es zu klären gab, war, ob ein Mieter 
oder Eigentümer den bevollmächtigten Bezirksschornsteinfe-
ger im Rahmen hoheitlicher Tätigkeiten ins Gebäude lassen 
muss, wenn sich dieser weigert, Überziehschuhe anzuziehen, 
bzw. sich weigert, vor dem Betreten des Gebäudes die Ar-
beitsschuhe auszuziehen. Aus Sichtweise des Arbeitsschutzes 
ist diese Frage klar definiert. Die Arbeitsschuhe bleiben in je-
dem Fall an. Denn sie dienen dem Schutz des bevollmächtig-
ten Bezirksschornsteinfegers bei der Ausübung seiner Tätig-
keit. Im Übrigen gilt dies auch für alle anderen Berufsangehö-
rigen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit als Schornsteinfeger. 
Überziehschuhe, wie sie beispielsweise in Operationssälen 
verwendet werden, sind nur zugelassen, wenn diese gemein-
sam mit dem Arbeitsschuh geprüft wurden. Nur dann gelten 
diese als Einheit und dürfen aus arbeitsschutzrechtlicher Sicht 
verwendet werden. Sollte es in der Praxis zu Problemen beim 
Kunden kommen, gibt es darüber hinaus immer die Möglich-
keit, über eine bauliche Veränderung nachzudenken oder die 
zu schützenden Bodenbeläge mit Auslagen abzudecken. Im 
schlimmsten Fall, sollte es zu einem Schaden kommen, müs-
se die Versicherung des bevollmächtigten Bezirksschornstein-
fegers den Fall im Einzelnen prüfen und gegebenenfalls die 
Kosten der Reinigung oder Reparatur übernehmen. 

Zuletzt wurde von den Ministeriumsvertretern aus Baden-
Württemberg berichtet, dass die Kartellbehörde gegenüber 
mehreren Schornsteinfegern ermittelt. Es gibt den Verdacht 
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§ 19 1. BImSchV – Aussage zur 
Unverhältnismäßigkeit im Einzelfall 
Die Novellierung der Ableitbedingungen des § 19 der 1. BImSchV 
zum 01.01. des neuen Jahres ließ noch viele Unklarheiten und ei-
nige Fragen offen. Aus den Ländern Bayern, Baden-Württem-
berg, Sachsen-Anhalt, Hessen und Bremen gab es Antworten, 
die für die jeweiligen Bundesländer ab sofort gelten. In diesem 
Bericht wollen wir euch die Schreiben aufschlüsseln: 

Bei Feuerungsanlagen, die nach dem 31.12.2021 in Gebäuden 
errichtet werden, kann eine Verhältnismäßigkeitsprüfung 
vom Schornsteinfeger in Betracht gezogen werden. Diese 
Möglichkeit zur Prüfung ist eingeschränkt möglich und nicht 
der Regelfall. Bei den sich daraus ergebenden Fristverlänge-
rungen von einem Jahr oder drei Jahren gelten dann die ver-
einfachten Anforderungen, die bereits seit dem 22. März 2010 
gültig waren: 

Zusammenfassend muss zusätzlich klargestellt werden, dass 
die Verhältnismäßigkeitsprüfung im Einzelfall nicht beim Aus-
tausch der Feuerstätte an einer bestehenden Abgasanlage 
Anwendung findet. Diese Feuerstätten bedürfen weiterhin 
nur der Anforderungen nach Absatz 2. 

Freigabe für die Verhältnismäßigkeitsprüfung in zwei Fällen: 

1. Gebäude, die vor dem 1. Januar 2022 errichtet wurden  

Diese Ausnahme soll die bereits bestellten Schornsteine be-
rücksichtigen. Es wäre somit unverhältnismäßig, bereits in 
Auftrag gegebene Abgasanlagen neu zu bewerten. Die Pla-
nung der Abgasanlagen, einschließlich der Lage der Schorn-
steine im Gebäude sowie der sich daraus bereits bestimmen-
den Höhe, ist abgeschlossen und hat weiterhin Bestand. Maß-
gebend ist aber die Fertigstellung bis zum 30.06.2022. Im Im-
missionsschutz gilt hier immer das Errichtungsdatum, vor 
dem die Feuerstätten nicht in Betrieb genommen werden. 
Ferner kann das Datum der Abnahme durch den bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfeger herangezogen werden. 

2. Gebäude, für die vor dem 1. Januar eine Baugenehmigung 
erteilt wurde 
Das geltende Baurecht wird immer an dem Tag angewendet, 
an dem die Baugenehmigung von der zuständigen Behörde 
erteilt wurde. Das Baurecht erkennt im Gegensatz zum Im-
missionsrecht das Datum der Errichtung nicht an. Aufgrund 
dieses Unterschieds muss eine weiterführende Unverhältnis-
mäßigkeit für Neubauten gelten. 

Bei einer Verhältnismäßigkeitsprüfung von Feuerungsanlagen 
in Neubauten unter der Voraussetzung, dass innerhalb von 
drei Jahren nach Erteilung der Baugenehmigung mit der Bau-
ausführung des Gebäudes begonnen und die Feuerungsanla-
ge für feste Brennstoffe zeitnah mit Fertigstellung des Gebäu-
des errichtet wird, ist in der Regel von einer Unverhältnismä-
ßigkeit auszugehen, wenn … 
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1. BImSchV § 19 Absatz 1 Satz 7: 

Bei der Errichtung von Feuerungsanlagen für feste Brenn-
stoffe in einem Gebäude, das vor dem 1. Januar 2022 errich-
tet wurde oder für das vor dem 1. Januar 2022 eine Bauge-
nehmigung erteilt worden ist, ist Absatz 2 anzuwenden, 
wenn die Anforderungen der Sätze 1 bis 6 im Einzelfall un-
verhältnismäßig sind.

(2) Die Austrittsöffnung von Schornsteinen bei Feuerungs-
anlagen für feste Brennstoffe, die vor dem 1. Januar 2022 er-
richtet und in Betrieb genommen wurden und ab dem 1. Ja-
nuar 2022 wesentlich geändert werden, muss  

1. bei Dachneigungen  

a) bis einschließlich 20 Grad den First um mindestens 40 
Zentimeter überragen oder von der Dachfläche mindestens 
1 Meter entfernt sein, 

b) von mehr als 20 Grad den First um mindestens 40 Zentime-
ter überragen oder einen horizontalen Abstand von der Dach-
fläche von mindestens 2 Meter und 30 Zentimeter haben.

Im Hinblich auf die aktuelle Übergangsphase sind bei der 
Errichtung von Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe nach 
dem 31. Dezember 2021 in Gebäuden im Wesentlichen fol-

gende Fallgruppen für die Verhältnismäßigkeitsprüfung re-
levant. (Die dargestellten Fallbertrachtungen stellen eine 
beispielhafte, nicht abschließende Aufzählung dar. Es sind 
vergleichbare Einzelfallbetrachrungen denkbar.) 

• Fallgruppe 1: Gebäude, die vor dem 1. Januar 2022 er-
richtet wurden („bestehendes Gebäude“ im baurechtli-
chen Sinn. Fertigstellung bis 31.12.2021) 

• Fallgruppe 2: Gebäude, für die vor dem 1. Januar 2022 
eine Baugenehmigung erteilt wurde („Neubau“ im bau-
rechtlichen Sinn) 

In diesen beiden Fallgruppen ist das Vertrauen auf die Wei-
tergeltung der bestehenden Rechtslage im Rahmen der Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen. 

Vor diesem Hintergrund ist in der Fallgruppe 1 eine Unver-
hältnismäßigkeit in der Regel gegeben, wenn vor dem 1. Ja-
nuar 2022 ein rechtsverbindlicher  Liefer- und/oder Bauaus-
führungsvertrag für die Feuerungsanlage für feste Brenn-
stoffe (Feuerstätte und/oder Schornstein) geschlossen wur-
de und diese bis zum 30. Juni 2022 errichtet wird.
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Wenn keine Berufsunfähigkeit festgestellt wird, muss die Vor-
ableistung nicht zurückgezahlt werden. 

Lebenslange BU-Rente bei Pflegebedürftigkeit*: 
Absicherung auch im Pflegefall, auch wenn der Vertrag zwi-
schenzeitlich endet. Solltest du mit 60 Jahren und vor Ver-
tragsende zehn Jahre lang dauerhaft pflegebedürftig sein, er-
hältst du die vereinbarte BU-Rente weiter – ein Leben lang 
und ganz ohne Mehrbeitrag.  

Pflegepaket (optional)*: 
Gegen Mehrbeitrag kann auch die Option „Pflegepaket“ ein-
geschlossen werden. Solltest du während der Laufzeit deiner 
Berufsunfähigkeitsversicherung pflegebedürftig werden, er-
hälts du im Rahmen des Pflegebasisschutzes dann zusätzlich 
zu deiner vereinbarten BU-Rente eine Pflegerente in gleicher 
Höhe (doppelte Leistung). Mit der enthaltenen Pflege-Plus-
Option kannst du eine eigenständige Anschlusspflegerenten-
versicherung ohne erneute Risikoprüfung abschließen – da-
mit sicherst du dich auch für den Fall der Pflegebedürftigkeit 
nach Ablauf der Berufsunfähigkeitsversicherung ab. 

Leistung bei Arbeitsunfähigkeit (optional)*: 
Längerfristig krankgeschrieben und weniger Geld bei oft hö-
heren Kosten? Mit der Option „Leistung bei Arbeitsunfähig-
keit“ kannst du dich für diesen Fall absichern. 

Bereits nach sechs Wochen der Arbeitsunfähigkeit müssen 
keine Beiträge mehr gezahlt werden. Und wenn die Krank-
schreibung sechs Monate dauert, zahlt die LV 1871 für maxi-
mal 24 Monate die BU-Rente, auch wenn keine Berufs¬unfä-
higkeit vorliegt. Es wird rückwirkend ab Beginn der Arbeitsun-
fähigkeit geleistet. Der Vertrag läuft dabei mit voller Beitrags-
befreiung unverändert weiter. 

Schnelle Leistung bei schwerer Krankheit*: 
Wenn du eine schwere Erkrankung erleidest, sollen wenigs-
tens die finanziellen Sorgen genommen werden. Beim Nach-
weis folgender Krankheiten wird die Leistung rasch ausbe-
zahlt – hierzu benötigt der Versicherer einen Facharztbericht – 
und sie kann bis zu 18 Monate lang bezogen werden:   

* Es gelten die jeweiligen Bedingungen – teilweise verkürzte 

und vereinfachte Darstellungen gewählt.  

Die Gründe für eine Berufsunfähigkeit sind sehr unterschied-
lich und vielschichtig. Vermehrt führen psychische Krankhei-
ten wie Depressionen dazu, dass Menschen ihren Beruf auf-
geben müssen. Daher ist dieser Versicherungsschutz auch 
dann noch wichtig und richtig, wenn aufgrund der Gesund-
heitsprüfung und festgestellten Vorerkrankungen der Versi-
cherer gegebenenfalls bestimmte Krankheitsausschlüsse (z.B. 
Ausschlussklausel Allergien und auch der Wirbelsäule) for-
dert. I.d.R. sind die Ausschlussklauseln „fair“ gestaltet.  

Beispiel für eine Ausschlussklausel für die Wirbelsäule: 
Ansprüche gemäß den Bestimmungen unter „Allgemeine 
Versicherungsbedingungen für die Berufsunfähigkeitsversi-
cherung“ können nicht abgeleitet werden bzw. werden bei 

der Ermittlung des Grades der Berufsunfähigkeit nicht berück-
sichtigt, wenn für die Berufsunfähigkeit mitbestimmend sind: 

Jegliche Minderbelastbarkeit und alle Bewegungsstörungen 
von Teilen oder der gesamten Wirbelsäule einschließlich der 
beteiligten Wirbelsäulenmuskulatur sowie wirbelsäulenbe-
dingte neurologische Symptome (z.B. Lähmungen, Gefühls-
störungen, chronisches Schmerzsyndrom). 

Aber: 
Selbstverständlich in den Versicherungsschutz eingeschlos-
sen sind: 

– Tumorerkrankungen 
– Tuberkulose und vergleichbare spezifische Infektionen 
– Erkrankungen des rheumatischen Formenkreises 
– Folgen neu hinzugetretener Frakturschäden im betroffenen 

Wirbelsäulenbereich  

Sowie wenn eine Besserung wahrscheinlich und /oder die ak-
tuelle „Diagnose“ noch nicht gesichert ist: 

Sie können die Herausnahme der Ausschlussklausel nach 
zwei Jahren unter Vorlage entsprechender Unterlagen über-
prüfen lassen. 

Gegebenenfalls können dann auch andere BU-Tarife mit ver-
einfachten Gesundheitsfragen hilfreich sein. Lass dich immer 
umfangreich beraten.  

Die wichtigsten Vorteile der BU-Schornsteinfeger-Police im 
Überblick: 

✓ Verbesserter und vergünstigter Berufsunfähigkeitsschutz 
für Schornsteinfeger (m/w/d) 

✓ Karriereplan mit berufsspezifischen Nachversicherungs-
garantien 

✓ Verlängerungsgarantie des Endalters – wenn deine Regel-
altersgrenze für die gesetzliche Rente erhöht wird, kannst 
du das Endalter ohne neue Gesundheitsprüfung verlän-
gern (weitere Voraussetzungen gemäß Bedingungen be-
achten)  

✓ Optional: Leistung auch bei Arbeitsunfähigkeit  

✓ Optional: Pflegepaket, bestehend aus Pflegebasisschutz, 
Pflege-Plus-Option und Pflegebeitragsbefreiung 

Es gelten die jeweiligen Bedingungen – teilweise verkürzte 
und vereinfachte Darstellungen gewählt. 

Zum Leistungsfall: 

Wenn Leistungen aus einer Berufsunfähigkeitsversicherung 
(BU) in Anspruch genommen werden sollen, muss ein aus-
führlicher Leistungsfallantrag gestellt werden. Der Versiche-
rer verlangt einen lückenlosen Nachweis der Berufsunfähig-
keit. Der Antrag ist äußerst umfangreich und das Ausfüllen 
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